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B U N D A K r · 1 V E R D E M O K R A T E N 

20. Juli - 9. November, Reminiszenzen, Gedanken! 
von Georg Prinz 

Wo im~er ~ansehen geopfert haben oder den Opfertod starben, 
stellt sich die Frage nach dem Sinn des Einsatzes, nach dem Sinn 
des Opfers. 

Horaz', des großen römischen Dichters Worte, ,,dulce et decorum 
est pro patria mori {süß und ehrenvoll ist der Tod für's Vaterland) ", 
h~ben angesichts ·sinnlosen Todes und sinnlosen Mordes, ange­
sichts gewissenloser Ausnutzung der Opferbereitschaft ganzer 
Generationen, viel an Überzeugungskraft verloren. 
Vor 2000 Jahren sprach Horaz diese Worte. 
Vor nun rund dreißig Jahren schrieb ein Anderer, Claus Schenk 
Graf von Stauffenberg, Oberst und Chef des Generalstabes beim 
Oberbefehlshaber des Ersatzheeres, ,, Wir haben uns vor Gott und 
unserem Gewissen geprüft, es muß geschehen, denn dieser Mann 
ist das . Böse an sich. " ,, Dieser Mann", von dem Stauffenberg 
sprach, war Hitler, dessen Beseitigung gewagt und versucht wer­
den mußte. 

II 

-20. Juli 1944 - der Tag, den man den „Aufstand des Gewissens" 
nennt, jährt sich nun zum neuundzwanzigsten Male. 
Und wie es so ist, wandern unsere Gedanken zurück zu diesem 
Tage, und in uns ist die Frage, warum diese Tat so geschichtlich 
notwendig, warum sie so spät und warum sie so vergeblich ge­
schah? 
Wenden wir uns diesen drei Fragen zu! 
Ober die geschichtliche Notwendigkeit dieser Tat ist schon viel 
geschrieben worden. Sie war - wie wir später noch einmal kurz 
sehen werden - so notwendig, wie es 1918 die deutsche Revolution 
war, oder aber, ich verbessere mich, wie es etwa 1918 die Revo­
lution hätte sein sollen, die Revolution, die so recht eigentlich 
keine war. 
Darin gleichen sich die Geschehnisse des 9. 11. 1918 und des 
20. 7. 1944, daß das, was eigentlich Ziel und Zweck der Ereignisse 
war, nicht hat erreicht werden können. 
Gewiß, es gibt Unterschiede. Vielleicht könnte man mit sehr viel 
schrecklicher Vereinfachung sagen, die Geschehnisse des Jah­
res 1918 seien der Versuch einer grundlegenden Änderung von 
unten, der des Jahres 1944 von oben gewesen. 
Aber das war es nicht! Was sie unterscheidet und doch in ihrem 
Schicksal so ähnlich macht, ist Verwirrung, Lüge, Trug, die die je­
weils herrschenden Kräfte benutzten, um die Geschehnisse umzu­
deuten, um die zu verleumden, die ihr Leben für das Vaterland 
einsetzten und dabei gewiß nicht an Horaz dachten. 
Die Verwirrung begann 1918 schon mit der sogenannten „Kriegs­
schuldlüge", Deutschland sei in den ersten Weltkrieg „hineinge­
schliddert ", ohne ihn zu wollen, wurde vergrößert durch die ebenso 
große Legende, die deutschen Armeen seien garnicht geschlagen 
worden und weiterhin dadurch, daß angeblich ein hinterrücks in 
den Rücken des deutschen Heeres geführter „Dolchstoß" - ge­
führt von vaterlandslosen Gesellen - das Schicksal Deutschlands 
besiegelt hätte. 

Die Wahrheit wurde verschwiegen, das deutsche Volk betrogen 
und belogen. 
Vollendet wurde der Friedensbruch 1914 zunächst von Österreich­
Ungarn gegenüber Serbien durch die Kriegserklärung am 28. Juli 
1914, 11 Uhr vormittags. Sodann durch Deutschland gegenüber 
Rußland durch die Kriegserklärung am 1. August, 18 Uhr abends.. 
D~nach durch Deutschland gegenüber Frankreich durch Kriegser­
klarung am 3. August 1914, 18.45 Uhr, wenn man nicht was man 
eigentlich tun sollte, schon in dem am 1. August 1914, '19 Uhr, er­
folgten Einmarsch in Luxemburg den Beginn des Krieges im 
Westen erblicken will. Gegenüber Belgien erfolgte der Krieg durch 
Deutschland ohne Kriegserklärung, nämlich durch den Einmarsch 
und Eröffnung der Feindseligkeiten, am 4. August 1914 früh mor­
gens. 
Dabei wurden völkerrechtliche Verträge, die die Neutralität Bel­
gi~ns und Luxemburgs sicherten, von uns gebrochen und der Krieg 
mit England, das eine Garantiemacht - wie übrigens auch Deutsch­
land - Belgiens war, von uns erzwungen. So sah die Wirklichkeit 
aus. 
Am 4. __ Oktober 1918 bat die damalige deutsche Reichsregierung 
auf Drangen, auf Verlangen der Obersten Heeresleitung {OHL) um 
den Waffenstillstand. 
Als die Admirale Scheer und Hipper aus „moralischen " Gesichts­
punkten es für notwendig hielten, mit der deutschen Flotte - etwa 
24 Großkampfschiffe und viele kleinere Einheiten mit zusammen 
etwa 60.000 Mann - nochmals gegen die englische Flotte auszu­
laufen, um, völlig sinnlos, ein letztes Gefecht, eine letzte See­
schlacht, die nach Lage der Dinge nicht mehr kriegsentscheidend 
sein konnte, zu schlagen, da erst kam es zur Meuterei, zur Verhaf­
tung von Matrosen, zur Verbrüderung von Matrosen mit den Solda­
ten der Armee. 
Die Militärs, die die Macht in Deutschland besessen, die das Bis­
marck-Reich in den zweiten Weltkrieg geführt, die Deutschlands 
politische und militärische Lage durch Bruch völkerrechtlicher 
Verträge und Verletzungen des Völker- und Kriegsrechtes unhalt­
bar gemacht hatten, riefen Politiker zur Hilfe. 
Ludendorff's zynischer Rat an Kaiser Wilhelm II.: ,,Sie- sollen die 
Suppe jetzt ess.en, die sie uns e·ingebrockt haben," war eine 
Lüge, war eine .Geschichtsfälschung. Er un<;I die Seinigen hatten 
Deutschland die Suppe „eingebrockt" . 
Es ist nun fast immer mißlich, die Suppen auszulöffeln, die an­
dere eingebrockt haben. Das erwies sich auch im Jahre 1918! 
Am 21. Oktober 1918, 40 Jahre nach dem Erlaß des Sozialisten­
gesetzes~· empfingen Scheidemann und Bauer aus der Hand des 
Kaisers die Ernennungsurkunden als Vertreter der Sozialdemo­
kratischen Partei Deutschlands {SPD) in der Reichsregierung. 
Deutschland war eine konstitutionelle Monarchie geworden. 
Am 9. November 1918, inzwischen hatten Hunderttausende in 
dumpfer Resignation und tiefster Kriegsmüdigkeit aufbegehrt, 
wurde Ebert Reichskanzler. Rund 12 Millionen Deutsche bekannten 
sich zu diesem Zeitpunkt zur SPD! 
Sie war die stärkste Partei Deutschlands. Aber sie trat das Erbe 
der Monarchie widerstrebend an. Keinem jener Leute, die das 
Reich ohne tiefe Notwendigkeit in den Krieg geführt hatten, wur­
de auch nur ein Haar gekrümmt. 



Nur der Allerhöchste, der immer das Wort von der deutschen 
Treue, von der Nibelungentreue, von Pflicht, Ehre und Tapferkeit 
auf den Lippen geführt hatte, der lieber hatte sterben wollen als 
Schmach selbst erleiden zu müssen, er wählte die Schmach und 
floh feige nach Holland, wo er, zugegebenermaßen, eine gutbür­
gerliche Existenz bis in den zweiten Weltkrieg hinein führte. 
Es dürfte wohl kein Zweifel darüber bestehen, daß das, was man 
die deutsche Revolution nannte, wohl eher eine Art Generalstreik 
einer besiegten Armee war, die ganz einfach nach Einleitung der 
Schlachtfeldern verbluten wollte. ,,Die Revolution war," wie Rathe­
nau schrieb, ,,kein Produkt des Willens, sondern ein Ergebnis des 
Widerwillens ... " 

Es fehlte vor allem den Sozialdemokraten der Wille zur Macht (wie 
er ja - dreißig Jahre später - bei Bundeskanzler Dr. Adenauer 
im Gegensatz dazu sehr ausgeprägt war). 

Es fehlte der Wille zur Errichtung ein'er gerechten Gesellschaftsord­
nung, man beließ den Staat in den Händen einer Beamtenschaft, 
die monarchisch gesinnt war, beließ ihm sein altes Heer mit der 
alten Generalität und machte - oh Spott - sogar einen monar­
chisch gesinnten Generalfeldmarschall zum Präsidenten des Rei­
ches! 

Das Unheil nahm seinen Lauf! 

Vielleicht wäre der . zweite Weltkrieg verhindert worden, wenn die 
verantwortlichen deutschen Politiker damals - auch sozialdemo­
kratische Politiker - dafür gesorgt hätten, daß das Volk die Wahr­
heit erfuhr. 

Dann hätte man auch sagen müssen, daß Deutschland gemäß Art. 
III des Dreibundvertrages überhaupt garnicht zur Unterstützung 
Osterreich-Ungarns in der Julikrise verpflichtet gewesen war, daß 
nur der Blankoscheck Deutschlands die Osterreicher so kriegerisch 
gemacht hatte. 

III 

Die· Lage im Jahre 1944 besaß eine gewisse Ähnlichkeit mit dem 
Jahr 1918 und war doch so ganz anders. 

Zwar standen auch jetzt noch deutsche Arm~en in fremden Län­
dern, war die Neutralität anderer Staaten gebrochen, waren viele 
fremde Städte in Flammen aufgegangen. Diesmal aber berührte 
der Krieg auch Deutschland. Deutschlands Städte brannten. Und 
über dem hielt ein Terrorsystem alle Fäden in der Hand. 

Am 30. 1. 1933 war einer fanatischen Gruppe „die restlose Organi­
sierung der Dummheit" , wie es der damals junge Reichstagsabge­
ordnete Kurt Schumacher nannte, gelungen. 

Ungeist, Brutalität, Feigheit, Terror hatten ein ganzes Volk erfaßt, 
ein großer Teil des Volkes jubelte verblendet dem Verführer zu. 
Menschen sahen zu, wie Menschen verschwanden, ermordet wur­
den, berauschten sich an scheinbaren Erfolgen, wurden willenslo­
ses Werkzeug organisierten Wahnsinns, organisierten Massen­
mordes. 

Wie sah es Anfang des Jahres 1944, in den Monaten, in denen der 
Plan zur Beseitigung Hitlers Gestalt annahm, in Deutschland und 
den von Deutschland besetzten Gebieten aus? 

Rudolf Franz Ferdinand Höß, Mitglied der SS seit 1934, Mitglied 
der Waffen-SS seit 1939, war damals gerade in dem Vernichtungs­
lager Auschwitz abgelöst worden. Er befehligte Auschwitz bis ~um 
1. Dezember 1943. Mindestens 2.500.000 Menschen, fast ausschließ­
lich jüdischer Religion , waren bi zu diese~ Zeitpu~kt alleine in 
diesem Lager durch Gas ermordet worden. Manner, Kinder, Frauen, 
Deutsche und Nichtdeutsche, selbst ehemalige deutsche Front­
kämpfer mit hohen Auszeichnungen (IMT Bd. XXXII, S. 275). 

Abgesehen von Auschwitz und anderen Vernichtungslagern wie 
Maidanek, Treblinka u. a. m. hatten die sogenannten Einsatzgrup­
pen der SS Massenerschießungen hinter der Frpnt vorgenommen, 
wobei die Opfer, meistens jüdischer Religion, sich oft die Gruben 
selbst zu schaufeln hatten. 

So berichtet u. a. ein Augenzeuge, der Ingenieur Hermann Fried­
rich Gräbe, unter Eid: 

,, .. Die von den Lastwagen abgestiegenen Menschen, Män­
ner, Frauen, Kinder jeden Alters, mußten si?h _auf _Auf~orde­
rung eines SS-Mannes, der in der Hand eine Re1tpe1tsche 
hielt, ausziehen und ihre Kleider nach Schuhen, Ober- und 
Unterkleidern getrennt an bestimmten Stellen ablegen_. 
Ich beobachtete eine Familie von etwa 8 Personen, einen 
Mann und eine Frau mit deren Kindern, so ungefähr 1-, B­
und 10jährig, sowie zwei erwachsene Töchter von 20-24 Jah­
ren ... 

Da rief schon der SS-Mann an der Grube ... . . 
Ich entsinne mich noch genau, wie ein Mädchen, schwarz­
haarig und schlank, als sie nahe an mir vorbeiging, mit der 
Hand an sich herunterzeigte und sagte: 23 Jahre! " . 

Ich ging um den Erdhügel herum und stand vor einem 
riesigen Grab. Dicht aneinandergepreßt lagen die Men­
schen .. . Von fast allen Köpfen rann Blut. .. Ein Teil der 
~rschossenen bewegte sich noch . . . Nach meiner Schätzung 
lagen darin bereits ungefähr 1.000 Menschen ... Ich schwöre 

' bei Gott, daß dies die reine Wahrheit ist." 

Nachdem die Deutsche Luftwaffe fremde Städte wie Warschau, 
Rotterdam und andere zerbomt hatte, ging nun die Vergeltung auf 
deutsche Städte nieder. 
Die deutschen Armeen in Rußland waren auf dem Rückzug. Die 
Amerikaner in Frankreich gelandet. Auch Engländer. Im Süden Eu­
ropas standen die Alliierten. 
Das Menetekel zeichnete sich ab. 
Der von dem Nationalsozialismus entfesselte zweite Weltkrieg 
näherte sich seinem Ende. 
Das NS-Regime aber wollte keinen Frieden. 
Es wollte den totalen Krieg. 
Sieg oder völlige Vernichtung. 

IV 

Wenn man von der Widerstandsbewegung gegen das NS-Regime 
spricht, denkt man sofort an den 20. Juli 1944. Doch der Wider­
stand begann bereits mit der Machtergreifung Hitlers. 

So nahm, um beispielsweise stellvertretend für alle die vielen der 
ersten Stunden einen Mann zu nennen, ein Hamburger Arbeiter 
den Widerstand auf: Willi Häusler, geb. am 18. April 1907 zu Ham­
burg, seit 1925 Mitglied des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold. 

• Gleichzeitig trat er der SPD bei. 

Häusler gehörte zur Schutzformation Hamburg X (Barmbeck). Von 
Barmbeck aus nahm die illegale Arbeit der Hamburger Schutzfor­
mationen 1933 ihren Anfang. Im Oktober 1934 wurden fast hundert 
Reichsbannerangehörige in Hamburg verhaftet. Am 13. Juni 1936 
wurde Häusler verhaftet; am 13. Juni 1938 zu sieben Jahren 
Zuchthaus verurteilt. Nach Verbüßung der Zuchthausstrafe - die 
Untersuchungshaft war mit einem Jahr angerechnet worden -
kam er als „Schutzhäftling" wieder nach Fuhlsbüttel. Seine Witwe 
erhielt 1945 (März) den Todesschein, seine Leiche wurde nicht frei­
gegeben. 

Jene Männer, die von Anfang an Gegner des Nationalsozialismus 
gewesen und geblieben waren, wie die Sozialdemokraten Wilhelm 
Leuschner, Theo Haubach, Carlo Mierendorff und Julius Leber, 
christliche Arbeiterführer wie Otto Müller, Letterhaus, Groß und 
Jacob Kaiser, erhielten Beistand hoher Offiziere, die die Verworfen­
heit und die Unmenschlichkeit des Regimes erkannten: die Gene­
rale Beck, Halder, Witzleben , Stülpnagel, Hoepner, Oberst Oster, 
die dann versuchten, das Blatt zu wenden. 

Auch bei den nichtmilitärischen Widerstandskreisen war vielfach 
die Ansicht vorhanden , daß dem Verbrecher-Regime und den Ver­
brechern nur durch die bewaffneten Streitkräfte beizukommen sei. 
Hier lag auch die Stärke Goerdelers, der sogar recht konservativ 

• war. 

V 

Wie bei 1918 wäre. es auch bei 1944 ein falscher Ausgangspunkt, 
die Tat des Obersten Graf Stauffenberg, den Versuch, einen Ver­
brecher, der den Staat entehrte und in den Abgrund führte, zu be­
seitigen, ohne geschichtlichen Bezug zu betrachten. Auch die E~­
eignisse des Jahres -1944 - wie 1918 - waren keine spontane 
Handlung. Der. 20. Juli 1944 - wie auch der 9. November 1918 -
waren Höhepunkt einer Entwicklung. Seit 1933 hatten sich Männer 
und Frauen - nichts anderem als ihrem Gewissen verpflichtet -
zum Widerstand gegen den Unrechtsstaat des sogenannten „ Drit­
ten Reiches" entschlossen. Der Widerstand war nicht Sache einer 
Partei, einer Klasse, eines Standes. 

Sie handelten als Deutsche für Deutschland, stellvertretend für das 
andere Deutschland, das Deutschland der Ku ltur, des Rechtes, des 
Rechtsstaates, der Freiheit, der Menschenwürde. 

Der Wert der Ereignisse des 20. Juli 1944 aber liegt darin, daß 
auch dem Auslande spürbar gezeigt worden ist, daß es in Deutsch­
land Männer gab, die gewillt waren, die Rechtsordnung wieder 
herzustellen. Darin liegt auch heute noch die Bedeutung des 20. Ju­
li 1944, und deshalb ist der Tag zur Verkörperung des Widerstan­
des geworden. 



Nicht nur wegen des militärischen Widerstandes, sondern um je­
nes sti llen Aufstandes willen, der seit 1933 durch die lande ging 
und ungleich mehr Opfer gefordert hat. 

Wenn wir uns heute vor den Opfern des 20. Juli 1944 neigen, so 
schließen wir dabei alle Männer und Frauen, alle Kinder mit ein, 
die um des Widerstandes willen oder aus sonstigen Gründen im 
nationalistischen Unrechtsstaat gelitten haben. 

VI 

1918, 1944 - zwei Jahre, zwei Versuche, zweimal Versagen. 
Sicherlich auch zweimal zu spätes Handeln. 

Es hieße, die Aufgaben der Gegenwart zu verkennen, wolle man 
die Bedeutung des 20. Juli 1944 und des 9. November 1918 nur als 
Gedenktage sehen. Sie sind vielmehr für uns eine Aufgabe. Sie 
stellen uns eine Aufgabe. 

Gewiß: eine erkennbare unmittelbare Gefahr bedroht unser Ge­
meinwesen zur Zeit nicht. Dennoch ist Wachsamkeit der Preis der 
Freiheit! Das gilt für alle Bürger. 

Unser Gemeinwesen bedarf aller Bürger. Unsere Bürger brauchen 
ein gestärktes Gemeinschaftsbewußtsein. Dieses Bewußtsein sollte 
von der Kraft erfüllt sein, die auch im deutschen Widerstand le­
bendig war. 

Das gilt aber nicht nur gegenüber dem Nationalsozialismus; das 
gilt auch gegenüber dem militanten Kommunismus, gegenüber 
dem Anarchismus, der sich an manchen deutschen Hochschulen 
breitmacht, gegenüber Lehrern und Studienräten, die nicht ihre 
staatsbürgerlichen Pflichten ernst nehmen. 

Vielleicht hat unsere junge freiheitlich-demokratische Republik 
auch schon Versäumnisse begangen. Weimar ist eine Warnung! 
Wenn ich beispielsweise bedenke, wie wenig das Geschichtsbe­
wußtsein vieler Jugendlicher entwickelt ist und wieviel auf diesem 
Gebiet die Schulen sündigen - und ich habe Erfahrungen, da ich 
nebenberuflich als Dozent tätig bin -, dann möchte man unwill­
kürlich Vergleiche ziehen. 

Da gibt es Geschichtsbücher, in denen angeblich 1914 man „nir­
gendwo" den Krieg wollte (warum wurde er dann entfesselt?), in 
denen deutsche Truppen in neutrale Staaten einrücken., ohne daß 
auch nur im geringsten völkerrechtliche Probleme erwähnt wer­
den, in denen es nichtarische Beamte, Arier und Juden gibt, in 
denen Konzentrationslager garnicht oder wenn, nur schamhaft 
am Rande erwähnt werden. 

Hier sollte ·man, meine ich, vielleicht auch unseren Kultusministern 
ein wenig Schuld zuschieben. 

Unser Schulwesen steckt noch im tiefsten Mittelalter. 

Unsere Schüler lernen in Biologie beispielsweise wie die Stempel 
einer Rose aussehen, wieviel Staubgefäße diese hat, obwohl doch 
keiner von ihnen, der einmal im Leben Rosen (oder andere Blu­
men) schenkt oder empfängt, jemals Staubgefäße zählen wird. 
Aber sie alle, die in ihrem Kindesalter schon Geschäfte, vollgültige 
Rechtsgeschäfte, abschließen (Kauf einer Tüte Bonbons beispiels­
weise), hören nicht eine einzige Stunde in der Schule über das, 
was das Recht ist, was recht ist. Vielleicht hatten wir deshalb so 
wenig wirkliche Staatsbürger. 

So mußte es vielleicht dahin kommen, daß im Jahre 1914 ein deut­
scher Reichskanzler völkerrechtliche Verträge „einen Fetzen Pa­
pier" nannte, später selbst ein Hindenburg (ein deutscher Kultus­
minister nannte ihn einen Verbrecher, was eine angesehene deut­
sche Zeitung - nach meinem Dafürhalten zu Unrecht - zu wüten­
dem Protest veranlaßte : schließlich hat doch wohl Hindenburg die 
Verfassung gebrochen, das aber war Hochverrat. Und Hochver­
rat ist ein Verbrechen) nicht mehr die Verfassung unter dem Arm 
trug und schließlich Hitler jedes Recht nur als Ausfluß seines Füh­
rerwillens betrachtete. 

Der heutige Staat aber sollte jene Männer und Frauen ehren, auf 
deren Taten sich heute se in Ansehen gründet - unser Bundes­
kanzler gehört zu ihnen - , das hieße doch wohl aber auch die bis­
weilen kleinen Renten vieler ehemaliger Widerstandskämpfer und 
Verfolgter, die geringer sind, als die Pensionen ihrer Verfolger, 
zu erhöhen, sie zu fördern . Das hieße aber auch, Verfolgten- und 
Widerstandskämpferverbände und ihre Publikationsorgane zu för­
dern, nicht nur Tierschutz-, Schützen- und Turnvereine, Vertriebe­
nenverbände und Kulturgemeinschaften. 
Auch da liegt mancher noch im Argen! 
Darum sollten wir alle die Bedeutung des 9. 11. 1918'und des 20. 7. 
1944 darin sehen, daß diese beiden Tage die Aufforderung sind, 
uns zu bekennen: 

Wir bekennen uns zur Freiheit und Menschenwürde. 

Wir bekennen uns zum demokratischen freiheitlichen Rechts­
staat! 

Wir bekennen uns zum Widerstand gegen jedes Unrecht, gegen 
jede Tyrannei! 

Wir bekennen uns auch zu den Pflichten, die uns aus unserem Ge­
meinwesen erwachsen, und das wir - wenn notwendig - auch ver-
teidige~-werden! . 

Wir 9ekennen uns zu den Opfern, die gebracht worden sind auf 
daß wir in Freiheit leben, und wir verneigen uns in Ehrfurcht' und 
Dankbarkeit vor ihnen! 

Bericht über die Gedenk- und Arbeitstagung 
zum 17. Juni im Haus Dornbusch in Frankfurt/Main 
am 16. Juni 1973 

Die Diskussion um den einzigen nationalen Gedenktag ist im Gan­
ge. Allein die Überlegung, daß diesem Tag die Wirkung einer Ini­
tialzündung zuzuschreiben ist, erhebt ihn auf die europäische Ebe­
ne. " Mit diesem Hinweis eröffnete der Tagungsleiter S. Keiling, 
Bad Homburg, die Tagung, zu der die Deutsch-Rußländische Ge­
sellschaft, die Deutsch-Ungarische Gesellschaft 1970 e. V., das 
Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold - Bund aktiver Demokraten e. V., 
Union Deutscher Widerstandskämpfer und Verfolgtenverbände 
e. V., das Ortskuratorium Frankfurt/Main Unteilbares Deutschland 
und der Verband für Freiheit und Menschenwürde e. V. eingeladen 
hatte. 
Als Vertreter Deutschlands sprach der Vorsitzende der UDWV Ge­
org Prinz, Niedernhausen, und stellte den durch das Grundgesetz 
als faktische Norm gegebenen Rechtsstandpunkt und die politi­
schen Gegebenheiten gegenüber und verlangte, daß dem Recht auf 
Freiheit und Menschenwürde auch in Zukunft durch Beibehaltung 
des 17. Juni sichtbar Ausdruck gegeben werden müsse. Für die 
unterdrückten Völker in Rußland, Polen, Ungarn und der Tsche­
schoslowakei brachte der Russe G. Rahr die Schicksalsdaten der 
niedergeschlagenen Aufstände in Erinnerung und formulierte ab­
schließend eine Resolution, die von allen Anwesenden unterschrie­
ben wurde. ,,Zu Ehren des Andenkens der Toten des 17. Juni 's, 
der Leiden der politischen Gefangenen in allen Gefängnissen, in 
allen Konzentrationslagern, in allen psychiatrischen Sonderheilan­
stalten, unterstützen wir mit all unseren bescheidenen Kräften zu­
nächst die folgenden drei Aktionen: 

der Amnesty International, bei der UNO die . Ächtung der 
Faltern durchzusetzen, 
der Aktion Märtyrerkirchen für die Christen im kommunisti­
schen Machtbereich, 
der Gesellschaft für Menschenrechte, dem politischen Miß­
brauch der Psychiatrie für die Bekämpfung Andersdenken­
der e·in Ende zu bereiten. 

Dr. Wilhelm Fay, Frankfurt/f:,,1ain, erklärte: ,,Das Ortskuratorium 
Unteilbares Deutschland ist fest entschlossen, den verfassungs­
mäßigen Auftrag im Hinblick auf den 17. Juni 1953 auch in Zukunft 
zu erfüllen" und erinnerte an andere, gefeierte, geschichtliche Da­
ten, die der Vergangenheit anheimfielen, nachdem sie vom Kalen­
der gestrichen wurden. 
Eine Schweigeminute zu Ehren der getöteten Freiheitskämpfer 
beendete den Gedenkteil der Tagung. Die Arbeitstagung zeigte 
verschiede,ne ··:Standpunkte auf, die sowohl das Grundgesetz in 
seiner Entstehung, wie auch den 17. Juni vom Standpunkt des 
formalen Rechts und der Verfassungswirklichkeit beleuchteten, 
wobei keine emotionellen Gründe zum Tragen kamen, sondern in 
aller Sachlichkeit diskutiert wurde. 
Tagungsleiter S. Keiling faßte das Ergebnis der Tagung mit den 
Schlußworten Robert Schmelzers in seinem Leitartikel 

,,Die 17. Juni 's ll zusammen: 
Unerschütterlich sollten wir am 17. Juni als Tag der Deut­
schen Einheit festhalten und ihn nicht degradieren lassen. 
Eines Tages. könnte der 17. Juni über das Etikett des zu­
sätzlichen Ausflugstages hinausgelangen, einfach deswe­
gen, weil er ein Datum historischer Wahrheit ist, das nie­
manden provozieren kann. Sich seiner zu schämen, besteht 
kein Anlaß." 



Aus den Landesverbänden • 
und Ortsvereinen 
Ortsverein Frankfurt/Main 

Durch Beschluß des OV-Vorstandes ist Herr Kurt Köhler, Ffm., 
auf Grund des § 6 der OV-Satzung au~ der Organisation ausge­
schieden. 

gung gegen die zur Zeit herrschende Demokratische Grundord­
nung arbeitet, in gerade diesem demokratischen Rechtsstaat ein 
Richteramt oder Lehramt bekleiden. Diese beiden Gegensätze las­
sen sich doch nicht vereinbaren. 

Gerade nach der letzten Bundestagswahl bei der in der überwie­
genden Zahl der Wahlkreise die rechts- und linksradikalen Par­
teien eine deutliche Abfuhr erhalten haben, wollen einige Kräfte 
in unserem Staat führende Vertreter dieser Parteien in den Dienst 
unserer Demokratie stellen, vielleicht nach dem Motto: ,,Ein Radi­
kaler unter unserer Kontrolle kann kein Radikaler mehr sein." 

Mit eine~ Einstellung eines Extremisten in den Staatsdienst hat 
man noch nie einen Radikalen von seiner Überzeugung abge­
bracht. 

Landesverband Hamburg Im Gegenteil, man gibt ihm noch Gelegenheit mit den Steuergel-
dern der Demokraten seine Tätigkeit fortzusetzen. 

Der Vorstand des LV Hamburg bittet alle Kameraden, die mit ihren H. F. 
Beitragszahlungen im Rückstand sind, diese bis spätestens 31. 8. 
nachzuholen und ihre Beiträge 3 Monate im voraus zu entrichten, 
damit eine rechtzeitige Abrechnung im Bundesvorstand erfolgen 
kann. 

Auch das Zeitungsgeld (DM 0,50 p. M.) ist mit einzuzahlen. 

Wer es möglich machen kann, der möge eine freiwillige Spende 
geben. Allen Kameraden des LV Hamburg wird eine Zahlkarte mit 
unserer Kontonummer und unserer Anschrift zugestellt. 

Unser Landeskassierer ist umgezogen, seine neue Anschrift lautet: 

Hans Schulz 
2 Hamburg 70, Charlottenburger Str. 88a, Telefon 67312 93 

Es wird nochmals an die Beitragssätze erinnert: 

DM 2.- Sozialrentner, Frauen ohne Beruf und Lehrlinge 
DM 3.- - Berufstätige, Pensionäre und andere Rentner 
DM 5.- - freiwilliger Beitrag 

Der bisher zum OV Hamburg gehörende Klaus-Peter Quast, Ham­
burg, ist nicht mehr Mitglied des Bundes. 

Die nächste Zusammenkunft aller Mitglieder des LV Hamburg fin­
det erst in der 2. Septemberhälfte statt. 

Es darf erwartet werden, daß nicht nur die aktiven, sondern auch 
die weniger aktiven Kameraden endlich einmal erscheinen mögen. 
Einladungen ergehen rechtzeitig. 

Aus organisatorischen Gründen (Urlaubszeit) erscheint die Num­

mer 7 und 8 als Doppelnummer. 

Der Bundesvorstand wünscht allen Kameraden frohe Urlaubstage 

und eine gute Erholung. 

Radikalenerlaß 

Nach einer Umfrage der Wickert-lnstitute lehnen 74% der Bevöl­
kerung die Einstellung Radikaler im Staatsdienst ab. 
Damit bekennt sich der Bürger, genau wie bei der letzten Bundes­
tagswahl, eindeutig zum Demokratischen Staat. 
Das sollte allen denjenigen zu denken geben, die da glauben, 
wegen einiger Stimmen den Radikalen Konzessionen machen zu 
müssen. 

Es ist doch schier unmöglich einen Angehörigen einer links- oder 
rechtsradikalen Partei als Diener einer Demokratie in den Staats­
dienst zu berufen, wie kann ein Mensch, dessen innere Überzeu-

• Zitat: 

„Der Staat muß das Recht und die Mittel haben, sich die Mitglieder 

von nicht verbotenen, aber verfassungsfeindlichen Parteien vom 

Pelz zu halten." 

Bruno Merk, Bayrischer Innenminister 

Randnotizen 

Aus Pressemitteilungen war zu entnehmen, daß am 5. Jahrestag 
des Einmarschs der Warschauer-Pakt - Streitkräfte in die CSSR 
das Grab des Prager Studenten Jan Pallach, der durch Selbstver­
brennung den Tod fand, mit einem Bretterzaun verbarikadiert 
wurde. 

In einem offenen Brief an Parteichef Breschnjew ist der Rückzug 
der sowjetischen Truppen aus der Tscheschoslowakei geforde~t 
worden. Es klingt wie Hohn, wenn am vergangenen Wochenende 
die Prager Partei-Zeitung „Rude Pravo" erklärt: ,,Der Einmarsch 
hat tausenden Menschen das Leben gerettet und die inneren wie 
äußeren Bedingungen für eine ruhigere und friedliche Arbeit ge­
sichert". 
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